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iele sehen die Personenfreizü­
gkeit als Wohlstandstreiber Eu­
pas. Nw1 aber wollen Großbri­
uen und die Schweiz - Länder 

nut besonders hoher Zuwanderung - die­
se nach Volksentscheiden einschränken, 
w1d selbst führende EU-Politiker vertre­
ten die Personenfreizügigkeit nicht unein­
geschränkt, kawn einer möchte sie auf är­
mere Nad1barländer und Flüchtlinge aus­
dehnen. Hingegen ist sie auf nationaler 
Ebene völlig w1bestritten. Wie sind diese 
Untersduede zu erklären? 

Die Personenfreizügigkeit hat einen 
positiven Freiheitseffekt: Mensd1en kön­
nen dorthin wandern, wo es ihnen am 
besten geht. Allerdings wirkt freier Perso­
nenverkehr nid1t analog zu freiem Güter­
verkehr. Bei freiem Güterverkehr steigt 
in den Import- w1d Exportländern die 
Gesamtwohlfuhrt bei konstanter Einwoh­
nerzahl. Bei freiem Personenverkehr 
steigt in den Einwanderw1gsländern zwar 
die Gesamtwohlfuhrt, jedoch bei gleidl­
zeitig steigender Einwohnerzahl. Weil 
das Arbeitskräfteangebot steigt, sinken 
die Lölme. Das bringt einen Unwertei­
lw1gseffekt von den Arbeitnehn1ern zu 
den Arbeitgebern. 

Mit den Löhnen sinken aber aud1 die 
Lohnkosten. Das madlt Einwanderungs­
länder attral.'tiver für Investitionen in Ar­
beitsplätze und neue Kapitalzuflüsse, was 
die negativen Lohneffekte der Zuwande­
rwlg inl besten Fall authebt. Auf dieser 
A.imahme basieren viele der Personenfrei­
zügigkeit wohlgesinnte Gutadlten. Die 
Zm.vanderw1g besonders Hochqualifizier­
ter sdiließlich kann einem Land Vorteile 
bringen. Sie besdlert dem Staat zwneist 
mehr Einnahmen als Ausgaben und stei­
gert das durchscluuttliche Qualifikations-
1-Uveau, was die P roduktivität und den 
Wohlstand steigern ka1m. Neben Arbeit 
w1d Kapital gibt es jedoch weitere Pro-
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duktionsfaktoren, die oft nur zu steigen­
den Kosten vermehrt werden kö1men, ins­
besondere Boden, Infrastruktur und Um­
weltgüter. Mit schnellem zuwanderw1gs­
bedingtem Bevölkerw1gswachstun1 wer­
den diese Faktoren knapper w1d teurer, 
sprich,. die Bodenpreise steigen. Durd1 
diese Uberfüllw1gseffekte gleicht sich die 
Lebensqualität zwischen den Zu- und Aus­
wandenmgsländern an und Lmtersdleidet 
sich langfristig nur nodl im Ausmaß der 
Wanderungskosten. So sind München 
oder der Sdlweizer Kanton Zug beson­
ders attraktive Standorte. Aber weshalb 
ziehen nicht viel mehr Leute nach Mün­
chen w1d Zug? Einfuch weil die Boden­
und Mietpreise w1d all die anderen knap­
pen Faktoren die Vorteile stark kompensie­
ren. Die Gewiimer dieses Umverteilw1gs­
effektes sind dieje1ugen, die große Men­
gen an knappen Faktoren besitzen, insbe­
sondere Land w1d Inm10bilien. 

Oft wird behauptet, Zuwanderung ma­
dle die Staatssdlulden tragbarer. Zuwan-

derwlgsländer haben aber zwneist keine 
Sdmlden, sondern bedeutende Nettover­
mögen - we1m ihre Vermögenswerte wie 
Infrast::ruknrr, öffentliche Unternehmun­
gen, Gebäude und Boden berücksichtigt 
werden. Für Deutschland weist das Statis­
tisdle Bw1desanlt für 2014 trotz gut 2000 

i\!Iilliarden Euro Staatssdlulden ein Ver­
mögen von 4o8 Milliarden Ewu aus, also 
rw1d 5000 Ewu pro Kopf Zuwandenmg 
reduziert also 1-Udlt Schulden, sondern 
das yern1ögen pro Kopf, was eine Form 
des Uberfüllw1gseffekts darstellt. Aus den 
Überfüllw1gseffekten ergibt sidl sdiließ­
lich ein negativer politischer A.irreizeffekt. 
Die Arrreize von Politikern tmd W:ihlern 
sinken, für höhere Standortqualität einzu­
stehen, weil sie mehr Zuwanderw1g nut 
ihren Effekten bringt. 

Die Gesamt:wirkw1g der Personenfrei­
zügigkeit folgt aus dem Freiheitseffekt ei­
nerseits w1d den Überfüllw1gs-, Umver­
teilungs- und negativen politisdlen An­
reizeffekten andererseits. Letztere sind 
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unlSo größer, je asynm1etrisd1er die Wan­
derungssoüme sind und so ge.visse Län­
der lange hohes Bevölkerwlgswachstun1 
haben. Wenn die Wanderw1gsströ!ne hin­
gegen synm1eo·isch sind, sind die Uberfiil­
lw1gs- und Umverteilw1gseffekte gering­
fügig, so dass der Freiheitseffekt über­
wiegt. Wie aber kann die Symmetrie ge­
stärkt werden? 

i\llenschen wandern, we1m ilrre Wande­
rungsnutzen die -kosten übersteigen. Die 
Nutzen durch mehr Lebensqualität tmd 
Einkonunen hängen stark von der Quali­
tät der politisdlen Institutionen ab. Die 
Kosten hängen von der Verwurzelung im 
Heimatland, sprachlichen und kulnrrel­
len Barrieren sowie den Lebenshaltw1gs­
kosten im Zuwanderw1gsland ab. Diese 
steigen aufgrw1d von Überfüllungseffek­
ten dort, wo es den Menschen gutgeht 
tmd wo sie leben mödlten. Weil die In1-
mobiliem11ärkte nur langsan1 reagieren, 
die Wanderungskosten über die Zeit sin­
ken und inm1er neue i\lle11Schen ins wan-

derw1gsfiihige Alter konunen, dürften die 
Wanderw1gsströme noch lange von den 
Ländern nut schlechten in diejenigen nlit 
guten politisdlen Institutionen fließen. 

Zur Erreid1tmg von synuneo·ischen 
Wanderw1gsströmen müssen die Lebens­
chancen in den Ausvnnderw1gsländern 
verbessert werden. Dazu könnten Finanz­
nutte! von den Zu- in die Abwanderw1gs­
länder w1wertei!t werden. Danut aber 
würden die Kosten der Überfüllw1gseffek­
te nur auf die politische Ebene versdlo­
ben. Zudem werden soldle Mittel oft inef­
fizient eingesetzt und zweckentfremdet. 

Folglid1 muss versudlt werden, die 
Qualität der Politik in den versduedenen 
Regionen anzugleichen. Dafür schwebt 
vielen EU-Politikern eine Hannonisie­
rw1g der Politik von oben vor. Das Risiko 
ist aber groß, dass dabei eine schledlte 
zentrale Politik für alle herauskonunt. 

Der Königsweg ist deshalb ein ande­
rer: Die Qualität der politischen Institu­
tionen muss angeglichen werden. Nur 
wem1 die EU-Länder auf nationaler, re­
gionaler w1d lokaler Ebene ähnlich funl.'ti­
onsfiiluge Institutionen haben, wird auch 
die Lebensqualität älmlich, und nur dmm 
müssen die erfolgreid1en Mitgliedstaaten 
nicht fürdlten, w1ter asynune.o·isdlen 
Wanderw1gsströmen mit ihren Uberfiil­
lungs-, Umverteilw1gs- w1d politischen 
A.irreizeffekten zu leiden. Was aber wären 
gute äquivalente lllStitutionen? Ein Blick 
auf die Länder mit besonders hoher Net­
toz"1wanderung aus der EU ist anregend. 

Aquivalente Institutionen erklären 
audl, weshalb Personenfreizügigkeit so 
untersdliedlich beurteilt wird: :Umerhalb 
von Ländern, in denen die regionalen po­
li tischen Institutionen weitgehend ver­
gleid1bar sind, ist Wanderw1g tendenziell 
syi1m1etrisch w1d hat vor allem den Frei­
heitseffekt. Dementspredlend ist sie er­
wiinsdlt w1d unbestritten. Die Personen-

freizügigkeit zwischen Staaten stößt auf 
unlso mehr W iderstand, je ungleicher die 
Lebensverhältnisse und die dafür verant­
wortlichen politischen Institutionen sind 
und je asynm1etrischer die zu erwarten­
den Wanderungsströme sind. 

Was aber soll mm getan werden, bis 
die politisdlen Institutionen äquivalent 
ausgestaltet werden kö1men? Bis darm 
sollte der freie Personenverkehr keines­
fulls durch Quoten und Kontingente ein­
geschränkt werden. Viel effektiver ist es, 
asyi1m1eo·ische Wm1derungsströme nlit 
Zuwm1denmgspreisen zu steuern. Zuwm1-
derwlgspreise kö1men explizit nut einer 
zeitweiligen finanziellen Abgabe für Neu­
zuwanderer oder inlplizit nut einem Aus­
schluss der Zuwm1derer von gev.1ssen 
Staatsleisnmgen realisiert werden. Zuwm1-
denmg ist dann eher positiv, we1m sie 
nicht aufgrund von Sozialleisnmgen statt­
findet, sondern auf Basis von individuel­
len Produktivitätsw1tersdueden. Mit Zu­
wm1derw1gspreisen oder einem zeitweili­
gen Ausschluss von Staatsleistw1gen wür­
den die Zuwanderer einen Teil der Über­
füllungs- w1d Umverteiltmgseffekte tra­
gen. Dies würde aud1 die Bereitsdlaft der 
Einheinlischen stärken, Zuwm1derer will­
konunen zu heißen. 

Der große Freilieitseffeh der Perso­
nenfreizügigkeit - dass Menschen frei 
und ohne bürokratisd1e Behinderw1gen 
m1 den von ihnen bevorzugten Ort zie­
hen kö1men - bliebe erhalten. D ie Nach­
teile würden aber genundert. Schließlich 
könnte ein Teil der Eiimalunen dazu ver­
wendet werden, in den Auswanderw1gs­
ländern den Aufbau äquivalenter lnstin1-
tionen zu unterstützen, wovon langfristig 
alle Beteiligten profitierten. 
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